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Rechtssatz 

Kann aus dem Einreichplan nicht nachvollzogen werden, dass durch die geplanten Geländeveränderungen eine 
solche (faktische) Erhöhung der Baulichkeit eintreten würde, dass die bisher mögliche Bebau- und 
Ausnützbarkeit der Liegenschaft der Beschwerdeführer dadurch maßgeblich vermindert und eingeschränkt 
würde, so ist davon auszugehen, dass durch die Anpassung der Höhenlage des Geländes an die Höhenlage der 
öffentlichen Verkehrsflächen weder bestehende bauliche Anlagen auf der Liegenschaft der Beschwerdeführer 
noch die widmungsgemäße Verwendung der Liegenschaft der Beschwerdeführer beeinträchtigt wird. Die 
Änderung der Höhenlage ist daher im Sinne des § 60 Abs. 1 lit. g BauO für Wien zulässig (vgl. die hg. 
Erkenntnisse vom 27. Februar 2002, Zl. 2001/05/1067, und vom 16. Dezember 2003, Zl. 2002/05/1466). 


